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Gegründet durch Urkunde vom 27. April 1994, unterzeichnet im Beisein von Maître Camille 
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Abschnitt I. – Bezeichnung – Dauer – Gegenstand – Gesellschaftssitz 
Art. 1.- Rechtsform und Bezeichnung der Gesellschaft. Zwischen den Zeichnern und den 

zukünftigen Anteilinhabern besteht eine Gesellschaft in Form einer Société Anonyme, die als 
Investmentgesellschaft mit variablem Kapital unter der Bezeichnung »CANDRIAM EQUITIES L«  
(nachfolgend die »SICAV«) geführt wird und den Bestimmungen von Teil I des Gesetzes vom 17. 
Dezember 2010 über Organismen für gemeinsame Anlagen und den entsprechenden 
Durchführungsbestimmungen (nachfolgend das »Gesetz von 2010«) unterliegt.  

Art. 2.- Dauer der Gesellschaft. Die SICAV wird auf unbestimmte Dauer errichtet. Die SICAV 
kann auf Beschluss einer Versammlung der Anteilinhaber, die gemäß den Vorgaben für eine 
Änderung dieser Satzung beschließt, aufgelöst werden. 

Art. 3.- Zweck der Gesellschaft. Der ausschließliche Zweck der SICAV besteht in der Anlage 
des ihr zur Verfügung stehenden Kapitals in Wertpapieren und/oder anderen liquiden 
Finanzanlagen im Sinne des Gesetzes von 2010 mit dem Ziel, die Anlagerisiken zu streuen und 
die Anteilinhaber in den Genuss der durch die Vermögensverwaltung erwirtschafteten Erträge 
kommen zu lassen. 

Die SICAV kann alle nach dem Gesetz von 2010 zulässigen Maßnahmen treffen und Geschäfte 
tätigen, die sie für die Erreichung oder Förderung ihres Gesellschaftszwecks für geeignet hält. 

Art. 4.- Sitz der Gesellschaft. Der Sitz der SICAV wird in Esch an der Alzette im Großherzogtum 
Luxemburg errichtet. Auf einfachen Beschluss des Verwaltungsrats können im Großherzogtum 
Luxemburg und im Ausland Zweigniederlassungen oder Geschäftsstellen errichtet werden. 

Auf Beschluss des Verwaltungsrats kann der Sitz der SICAV an jeden anderen Ort im 
Großherzogtum Luxemburg verlegt werden, sofern dies gesetzlich zulässig ist. 

Ist der Verwaltungsrat der Ansicht, dass außergewöhnliche politische oder militärische Ereignisse 
eingetreten sind oder unmittelbar bevorstehen, welche die normale Geschäftstätigkeit der SICAV 
an ihrem Sitz oder die Kommunikation zwischen dem Gesellschaftssitz und dem Ausland 
beeinträchtigen könnten, kann der Sitz bis zur vollständigen Normalisierung der Verhältnisse 
zeitweilig ins Ausland verlegt werden; solche zeitweiligen Maßnahmen haben auf die Nationalität 
der SICAV jedoch keine Auswirkungen und sie bleibt auch bei einer vorübergehenden Verlegung 
ihres Sitzes eine Gesellschaft luxemburgischen Rechts. 

Abschnitt II. – Gesellschaftskapital – Anteile – Nettoinventarwert 
Art. 5.- Gesellschaftskapital, Teilfonds und Anteilsklassen. Das Kapital der SICAV wird durch 

voll eingezahlte Anteile ohne Nennwert repräsentiert und entspricht zu jedem Zeitpunkt dem 
Nettoinventarwert der SICAV, wie durch Artikel zwölf dieser Satzung festgelegt. 

Das Mindestkapital der SICAV entspricht dem gesetzlich festgelegten Mindestbetrag, das heißt 
derzeit eine Million zweihundertfünfzigtausend Euro (1.250.000 EUR).  

Der Verwaltungsrat kann innerhalb der SICAV ein oder mehrere Anlagenportfolios errichten, die 
jeweils einen Teilfonds im Sinne von Artikel 181 des Gesetzes von 2010 (nachfolgend der bzw. die 
»Teilfonds«) darstellen, die nach Wahl des Verwaltungsrats in eine oder mehrere Anteilsklassen 
(nachfolgend »Anteilsklassen«) unterteilt werden können und deren Vermögenswerte gemeinsam 
angelegt werden, sich jedoch hinsichtlich ihrer Gebühren- oder Kostenstruktur, der verfolgten 
Ausschüttungs- und Absicherungspolitik, ihrer Referenzwährung oder hinsichtlich anderer vom 
Verwaltungsrat festgelegten Merkmale unterscheiden. 

Die Erlöse aus der Ausgabe von Anteilen einer bestimmten Anteilsklasse werden gemäß der 
vom Verwaltungsrat für den jeweiligen Teilfonds festgelegten Anlagepolitik unter Berücksichtigung 
der Anlagebeschränkungen nach dem Gesetz von 2010 oder nach den vom Verwaltungsrat 
festgelegten Bestimmungen in Wertpapieren und anderen Finanzanlagen angelegt. 
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Der Verwaltungsrat kann jederzeit zusätzliche Teilfonds und/oder Anteilsklassen einrichten, 
vorausgesetzt, die Rechte und Pflichten der Anteilinhaber der bestehenden Teilfonds und/oder 
Anteilsklassen bleiben hiervon unberührt. 

Der Verwaltungsrat legt für die verschiedenen Teilfonds eine Laufzeit und gegebenenfalls die 
Bedingungen für deren Verlängerung fest. 

Zur Berechnung des Kapitals der SICAV werden die jedem Teilfonds entsprechenden 
Nettovermögenswerte, die nicht auf EUR lauten, in EUR umgerechnet; das Kapital entspricht der 
Summe der Nettovermögenswerte aller Teilfonds. Das konsolidierte Kapital der SICAV lautet auf 
EUR. 

Art. 6.- Form der Anteile. Auf Beschluss der SICAV können Anteile als Namens- und/oder 
Inhaberanteile oder in einer anderen Form, die nach den geltenden aufsichtsrechtlichen 
Bestimmungen zulässig ist, ausgegeben werden.  

Bei Namensanteilen erhält der Anteilinhaber eine Bestätigung seines Anteilbesitzes, es sei denn, 
er entscheidet sich für den Erhalt von Zertifikaten. 

Inhaberanteile werden gemäß Beschluss des Verwaltungsrats entweder in effektiven Stücken 
oder stückelos ausgegeben. Sofern Inhaberanteile in effektiven Stücken ausgegeben werden, 
erhalten deren Inhaber Zertifikate in der vom Verwaltungsrat festgelegten Stückelung. 

Wünscht ein Anteilinhaber die Ausstellung von mehr als einem Zertifikat für seine Anteile, können 
ihm die Kosten für die zusätzlichen Zertifikate berechnet werden. Ebenso trägt ein Eigentümer von 
in effektiven Stücken ausgegebenen Inhaberanteilen, der den Umtausch seiner Zertifikate gegen 
Zertifikate in einer anderen Form wünscht, die entsprechenden Kosten. Die Anteilzertifikate 
werden von zwei Verwaltungsratsmitgliedern unterzeichnet. Die beiden Unterschriften können 
handschriftlich, gedruckt oder durch Unterschriftsstempel angebracht werden. Eine der beiden 
Unterschriften kann jedoch auch von einem zu diesem Zweck vom Verwaltungsrat 
Bevollmächtigten geleistet werden. In diesem Fall ist die Unterschrift handschriftlich zu leisten. 

Die SICAV kann provisorische Anteilzertifikate in einer vom Verwaltungsrat zu bestimmenden 
Form ausstellen. 

Alle von der SICAV ausgegebenen Namensanteile werden in das Anteilinhaberregister 
eingetragen, das von der SICAV oder einer oder mehreren von der SICAV zu diesem Zweck 
beauftragten Personen geführt wird. Eine solche Eintragung muss den Namen des Anteilinhabers 
enthalten, seinen Wohnort oder sein der Gesellschaft mitgeteiltes Wahldomizil, die Anzahl der 
gehaltenen Namensanteile, ggf. die betreffende Anteilsklasse sowie den für jeden Anteil gezahlten 
Betrag. 

Die Übertragung von in effektiven Stücken ausgegebenen Inhaberanteilen erfolgt durch die 
Aushändigung des entsprechenden Inhaberanteilszertifikats mit allen noch nicht verfallenen 
dazugehörigen Coupons. 

Die Übertragung von Namensanteilen erfolgt: (a) sofern Zertifikate ausgestellt wurden, durch die 
Rückgabe der entsprechenden Zertifikate für diese Anteile an die SICAV sowie durch Einreichung 
aller anderen Übertragungsdokumente, die die SICAV verlangt, oder (b) sofern keine 
Anteilzertifikate ausgestellt wurden, durch schriftliche Übertragungserklärung, die in das 
Anteilinhaberregister einzutragen ist sowie datiert und vom Übertragenden und vom 
Übertragungsempfänger oder von deren Bevollmächtigten unter Nachweis der entsprechenden 
Vollmachten unterzeichnet sein muss. 

Inhaber von Namensanteilen müssen der SICAV eine Anschrift mitteilen, an die alle Mitteilungen 
und alle Informationen der SICAV gesandt werden können. Diese Anschrift wird ebenfalls in das 
Anteilinhaberregister eingetragen. 

Teilt ein Inhaber von Namensanteilen der SICAV keine Anschrift mit, so kann dies ebenfalls im 
Anteilinhaberregister vermerkt werden, und in diesem Fall gilt der Sitz der SICAV oder eine 
andere, jeweils vom Verwaltungsrat festgelegte Anschrift als Anschrift dieses Inhabers, und zwar 
so lange, bis der betreffende Anteilinhaber der SICAV eine andere Anschrift mitteilt. Der 
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Anteilinhaber kann die im Anteilinhaberregister eingetragene Anschrift jederzeit durch schriftliche 
Erklärung ändern, die an den Sitz der SICAV oder jede andere Anschrift, die jeweils von der 
SICAV festgelegt wird, gesandt wird. 

Auf Beschluss der SICAV können auch Anteilsbruchteile ausgegeben werden. Anteilsbruchteile 
sind mit keinem Stimmrecht ausgestattet, sondern nur mit dem Recht auf den entsprechenden 
Anteil an dem der jeweiligen Anteilsklasse zuzuordnenden Nettovermögen. Für Inhaberanteile, die 
in effektiven Stücken ausgegeben wurden, werden nur Zertifikate für volle Anteile ausgestellt. 

Die SICAV erkennt je Anteil der SICAV nur einen Anteilinhaber an. Befinden sich Anteile in 
Teileigentum oder in bloßem Eigentum und Nießbrauch, kann die SICAV die Ausübung von 
Rechten aus dem bzw. den betreffenden Anteilen vorübergehend aussetzen, bis verbindlich eine 
Person ernannt wurde, die die Teileigentümer bzw. bloßen Eigentümer und Nutznießer der SICAV 
gegenüber vertreten. 

Art. 7.- Ausgabe von Anteilen. Der Verwaltungsrat ist befugt, jederzeit und unbeschränkt voll 
eingezahlte neue Anteile zu einem Preis auszugeben, der auf dem gemäß Artikel zwölf dieser 
Satzung ermittelten Nettoinventarwert des betreffenden Anteils beruht, ohne den bestehenden 
Anteilinhabern ein Vorzugszeichnungsrecht einzuräumen. 

Wenn die SICAV Anteile eines Teilfonds zur Zeichnung anbietet, entspricht der Preis je Anteil, zu 
dem die Anteile angeboten und ausgegeben werden, dem in dieser Satzung definierten 
Nettoinventarwert je Anteil der betreffenden Anteilsklasse, gegebenenfalls zuzüglich der gemäß 
den maßgeblichen Verkaufsdokumenten vorgesehenen Gebühren und Kosten. 

Der so berechnete Preis ist innerhalb der vom Verwaltungsrat in den maßgeblichen 
Verkaufsdokumenten festgelegten Frist zu zahlen. 

Zeichnungsanträge können gemäß den nachfolgend in Artikel dreizehn dargelegten 
Bedingungen aufgeschoben werden. 

Der Verwaltungsrat kann in eigenem Ermessen Zeichnungsanträge ganz oder teilweise 
ablehnen.  

Der Verwaltungsrat kann ordnungsgemäß zu diesem Zweck bevollmächtigten 
Verwaltungsratsmitgliedern, leitenden Angestellten oder anderen Personen die Befugnis erteilen, 
Zeichnungen anzunehmen, Zahlungen für solche neu ausgegebenen Anteile entgegenzunehmen 
und die Anteile auszuhändigen. 

Die SICAV kann unter Einhaltung der in Luxemburg geltenden Gesetze die Ausgabe von 
Anteilen gegen eine Einbringung von Vermögenswerten gestatten, sofern diese Vermögenswerte 
mit der Anlagepolitik und den Anlagezielen des betreffenden Teilfonds wie in den maßgeblichen 
Verkaufsdokumenten beschrieben in Einklang stehen. Der Verwaltungsrat kann entscheiden, dass 
die mit einer solchen Einbringung von Vermögenswerten verbundenen Kosten entweder von dem 
betreffenden Anteilinhaber oder von der SICAV getragen werden. 

Art. 8.- Rücknahme von Anteilen. Gemäß den nachfolgend beschriebenen Bedingungen ist die 
SICAV jederzeit befugt, ihre eigenen Anteile zurückzukaufen, wofür ausschließlich die 
Beschränkungen gemäß dem Gesetz von 2010 zu beachten sind.  

Jeder Anteilinhaber ist befugt, die Rücknahme aller oder eines Teils seiner Anteile durch die 
SICAV zu verlangen. Hierfür gelten diejenigen Bestimmungen, die vom Verwaltungsrat in den 
maßgeblichen Verkaufsdokumenten festgelegt wurden, und diejenigen Beschränkungen, die das 
Gesetz und diese Satzung dafür vorsehen. Von der SICAV zurückgenommene Anteile am Kapital 
werden entwertet. 

Der Rücknahmepreis ist innerhalb der vom Verwaltungsrat festgelegten Frist auszuzahlen und 
entspricht dem Nettoinventarwert je Anteil der betreffenden Anteilsklasse, welcher gemäß 
nachfolgendem Artikel zwölf ermittelt wird, gegebenenfalls nach Abzug der in den maßgeblichen 
Verkaufsdokumenten festgelegten Gebühren und Kosten. 

Rücknahmeanträge sind von den Anteilinhabern schriftlich an den Sitz der SICAV zu richten oder 
an eine andere natürliche oder juristische Person, die die Verwaltungsgesellschaft oder die SICAV 
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mit der Rücknahme von Anteilen beauftragt hat. Rücknahmeaufträge sind zusammen mit dem 
oder den formgemäßen Zertifikat(en), sofern solche ausgestellt wurden, sowie mit ausreichenden 
Nachweisen für eine etwaige Übertragung einzureichen. 

Die SICAV kann unter Vorbehalt der ausdrücklichen Zustimmung des betreffenden 
Anteilinhabers und unter Einhaltung der in Luxemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
zustimmen, dass ein Rücknahmeantrag gegen Auslieferung von Vermögenswerten ausgeführt 
wird. Der Wert solcher Vermögenswerte wird in Übereinstimmung mit den Grundsätzen für die 
Nettoinventarwertberechnung ermittelt. Der Verwaltungsrat muss sicherstellen, dass den 
verbleibenden Anteilinhabern durch die Entnahme der Wertpapiere keine Nachteile entstehen. Der 
Verwaltungsrat kann entscheiden, dass die mit einer solchen Übertragung verbundenen Kosten 
entweder von dem betreffenden Anteilinhaber oder von der SICAV getragen werden. 

Rücknahmeanträge können gemäß den nachfolgend in Artikel dreizehn dargelegten 
Bedingungen aufgeschoben werden. 

Falls Rücknahmeanträge für Anteile eingereicht werden, deren Volumen einen bestimmten, vom 
Verwaltungsrat in den maßgeblichen Verkaufsdokumenten festgelegten Prozentsatz des 
Nettovermögens eines Teilfonds überschreitet, können alle oder ein Teil dieser 
Rücknahmeanträge zu gleichen Verhältnissen für einen solchen Zeitraum und unter solchen 
Bedingungen aufgeschoben werden, wie es der Verwaltungsrat unter Berücksichtigung der 
Interessen der Anteilinhaber und der SICAV festlegt. Die betreffenden Rücknahmeanträge werden 
an dem ersten Bewertungstag nach Beendigung eines solchen Zeitraums vorrangig vor den später 
eingereichten Anträgen ausgeführt.  

Art. 9.- Umschichtung von Anteilen. Sofern keine besonderen Beschränkungen vom 
Verwaltungsrat beschlossen wurden und in den maßgeblichen Verkaufsdokumenten angegeben 
sind, ist jeder Anteilinhaber befugt, die Umschichtung sämtlicher oder eines Teils seiner Anteile in 
Anteile eines anderen Teilfonds zu verlangen. 

Eine Umschichtung erfolgt gemäß den vom Verwaltungsrat festgelegten und in den 
maßgeblichen Verkaufsdokumenten dargelegten Bestimmungen. 

Umschichtungsanträge sind nach den für Rücknahmen geltenden Bestimmungen einzureichen. 
Der Preis, zu dem die Anteile umgeschichtet werden, berechnet sich auf der Grundlage der 

Nettoinventarwerte der betreffenden Anteilsklassen, gegebenenfalls zuzüglich der in den 
maßgeblichen Verkaufsdokumenten festgelegten Gebühren und Kosten. 

Die Anteile, für die eine Umschichtung erfolgt ist, können entwertet werden. 
Umschichtungsanträge können gemäß den nachfolgend in Artikel dreizehn dargelegten 

Bedingungen aufgeschoben werden. Falls Umschichtungsanträge für Anteile eingereicht werden, 
deren Volumen einen bestimmten, vom Verwaltungsrat in den maßgeblichen Verkaufsdokumenten 
festgelegten Prozentsatz des Nettovermögens eines Teilfonds überschreitet, können auf 
Beschluss des Verwaltungsrats alle oder ein Teil dieser Umschichtungsanträge zu denjenigen 
Bedingungen aufgeschoben werden, die auch für Rücknahmeanträge gelten und die in Artikel 8 
erläutert sind.  

Art. 10.- Verlorene oder beschädigte Zertifikate. Kann ein Anteilinhaber der SICAV gegenüber 
nachweisen, dass sein Anteilzertifikat abhanden gekommen, beschädigt oder zerstört worden ist, 
kann auf seinen Antrag hin ein Duplikat zu den von der SICAV festgelegten Bedingungen und 
Sicherheitsanforderungen ausgestellt werden, welche – unbeschadet von jeder anderen 
Sicherheitsleistung, die die SICAV verlangen kann – insbesondere in Form einer Versicherung zu 
gewähren sind. Mit der Ausstellung eines neuen Zertifikats, das als Duplikat gekennzeichnet sein 
muss, verliert das ursprüngliche Zertifikat seine Gültigkeit.  

Die SICAV kann dem Anteilinhaber in eigenem Ermessen die Kosten für die Ausstellung eines 
Duplikats sowie alle anderen angemessenen Kosten, die ihr in Verbindung mit der Ausgabe und 
der Eintragung des neuen Zertifikats im Anteilinhaberregister oder der Vernichtung des 
ursprünglichen Zertifikats entstanden sind, in Rechnung stellen.  
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Art. 11.- Beschränkungen für den Besitz von Anteilen der Gesellschaft. Der Verwaltungsrat 
kann den Besitz von Anteilen der SICAV durch eine natürliche oder juristische Person 
beschränken oder untersagen, wenn die SICAV der Ansicht ist, dass ein solcher Besitz gegen die 
Gesetze des Großherzogtums Luxemburg oder anderer Länder verstößt oder wenn ein solcher 
Besitz dazu führen würde, dass die SICAV in einem anderen Land als dem Großherzogtum 
Luxemburg steuerpflichtig würde oder dass ihr andere Nachteile entstünden. 

Die SICAV kann insbesondere das Eigentum an ihren Anteilen durch »Staatsbürger der 
Vereinigten Staaten von Amerika« beschränken oder untersagen. 

Die SICAV kann zu diesem Zweck: 
a) die Ausgabe von Anteilen und die Eintragung einer Anteilsübertragung verweigern, wenn 

eine solche Ausgabe oder Übertragung den Erwerb des Eigentums an Anteilen durch eine Person 
zur Folge hätte oder haben könnte, die nicht zum Besitz von Anteilen der SICAV autorisiert ist; 

b) jederzeit von jeder im Anteilinhaberregister eingetragenen Person oder jeder anderen 
Person, die die Eintragung der Übertragung von Anteilen beantragt, verlangen, ihr alle Auskünfte 
zu erteilen und alle Bescheinigungen vorzulegen, die sie für notwendig hält, gegebenenfalls 
gestützt auf eine eidesstattliche Erklärung, um bestimmen zu können, ob diese Anteile zum 
tatsächlichem Eigentum einer Person gehören oder gehören werden, die nicht berechtigt ist, 
Anteile der SICAV zu halten; 

c) eine zwangsweise Rücknahme ihrer Anteile durchzuführen, falls sich ergibt, dass eine nicht 
zum Besitz der Anteile der SICAV autorisierte Person – alleine oder zusammen mit anderen 
Personen – Eigentümer von Anteilen der SICAV ist, oder eine zwangsweise Rücknahme 
sämtlicher oder eines Teils der Anteile durchzuführen, wenn sie feststellt, dass eine Person oder 
mehrere Personen Eigentümer eines Anteils an Anteilen der SICAV ist bzw. sind und dies dazu 
führt, dass die SICAV unter nicht luxemburgische Steuer- oder andere Gesetze fällt. In diesem Fall 
ist wie folgt vorzugehen:  

1) Die SICAV schickt dem Anteilinhaber, der die betreffenden Anteile hält oder im Verzeichnis 
der Anteilinhaber als Inhaber der zurückzunehmenden Anteile eingetragen ist, eine Mitteilung 
(nachfolgend "Rückkaufbescheid"), in welcher die zurückzukaufenden Anteile, der auszuzahlende 
Rückkaufpreis sowie der Ort, an dem dieser Preis zahlbar sein wird, angegeben sind. Ein solcher 
Rückkaufbescheid kann dem Anteilinhaber durch ein an seine letzte bekannte Anschrift oder die 
im Anteilinhaberregister der SICAV eingetragene Anschrift gerichtetes Einschreiben zugestellt 
werden.  

Der betreffende Anteilinhaber ist daraufhin verpflichtet, der SICAV das bzw. die für die in der 
Rückkaufbescheid genannten Anteile gegebenenfalls ausgestellte(n) Zertifikat(e) zurückzugeben. 
Unmittelbar nach Geschäftsschluss des im Rückkaufbescheid angegebenen Tages erlischt das 
Eigentumsrecht des betreffenden Anteilinhabers an den in dem Rückkaufbescheid genannten 
Anteilen; im Falle von Namensanteilen wird sein Name aus dem Anteilinhaberregister gelöscht; bei 
Inhaberanteilen wird das Zertifikat bzw. die Zertifikate über diese Anteile in den Büchern der 
SICAV entwertet. 

2)  Der Preis, zu dem die im Rückkaufbescheid genannten Anteile zurückgekauft werden (der 
»Rücknahmepreis«), entspricht dem am Tag der Ausstellung des Rückkaufbescheids gemäß 
Artikel zwölf dieser Satzung ermittelten Nettoinventarwert der betreffenden Anteile. 

3)  Der Rücknahmepreis wird – außer in Zeiträumen, in denen Devisenbeschränkungen 
bestehen – in der Währung des betreffenden Teilfonds ausgezahlt und von der SICAV bei einer 
luxemburgischen oder ausländischen Bank (wie im Rückkaufbescheid angegeben) hinterlegt, 
welche ihn gegen Aushändigung des bzw. der gegebenenfalls für die im Rückkaufbescheid 
genannten Anteile ausgestellten Zertifikats bzw. Zertifikate an den betreffenden Anteilinhaber 
ausbezahlt. Nach Hinterlegung des Preises unter diesen Bedingungen kann keine an den im 
Rückkaufbescheid erwähnten Anteilen beteiligte Person mehr ein Recht an diesen oder einigen 
dieser Anteile geltend machen oder Klage gegen die SICAV und ihre Vermögenswerte erheben; 
hiervon ausgenommen ist das Recht des Anteilinhabers, der als Eigentümer der Anteile erscheint, 
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den so bei der Bank hinterlegten Preis (ohne Zinsen) gegen Aushändigung des Zertifikats bzw. der 
Zertifikate, sofern solche ausgegeben wurden, entgegenzunehmen. 

4)  Die Ausübung der durch diesen Artikel eingeräumten Befugnisse durch die SICAV kann auf 
keinen Fall mit der Begründung infrage gestellt oder als ungültig angesehen werden, dass kein 
ausreichender Beweis für das Eigentum einer Person an den Anteilen vorgelegen habe oder dass 
ein Anteil einer anderen Person gehört habe, als die SICAV bei Zustellung des 
Rückkaufbescheides angenommen hatte, unter der alleinigen Bedingung, dass die SICAV ihre 
Befugnisse nach dem Grundsatz von Treu und Glauben ausübt; und  

d) die Stimmabgabe durch eine nicht zum Besitz von Anteilen der SICAV autorisierte Person 
auf jeder Versammlung der Anteilinhaber untersagen.  

Der in dieser Satzung verwendete Begriff »Staatsbürger der Vereinigten Staaten von Amerika« 
bezeichnet alle Staatsbürger der Vereinigten Staaten von Amerika gemäß der Definition in der 
Regulation S des United States Securities Act von 1933 in der geäderten Fassung, wobei der 
Verwaltungsrat in den maßgeblichen Verkaufsdokumenten diese Definition gegebenenfalls 
aktualisieren kann. 

Art. 12.- Nettoinventarwert. Um die Zeichnungs-, Rücknahme- und Umschichtungspreise je 
Anteil zu bestimmen, wird der Nettoinventarwert der Anteile jedes Teilfonds und jeder 
Anteilsklasse in der SICAV in regelmäßigen Abständen in einem vom Verwaltungsrat festgelegten 
Intervall ermittelt, aber auf keinen Fall weniger häufig als zweimal monatlich. 

Der Tag, an dem der Nettoinventarwert der Anteile berechnet wird, wird in dieser Satzung als 
»Bewertungstag« bezeichnet. 

Wenn ein Bewertungstag in Luxemburg auf einen gesetzlichen Feiertag oder sonstigen 
Bankruhetag fällt, gilt der darauf folgende Bankgeschäftstag als Bewertungstag, sofern die 
maßgeblichen Verkaufsdokumente nichts anderes vorsehen. 

Der Nettoinventarwert wird in der vom Verwaltungsrat festgelegten Referenzwährung des 
betreffenden Teilfonds oder in einer anderen Währung, die der Verwaltungsrat jeweils festlegt, 
angegeben. 

Der Nettoinventarwert entspricht dem Wert, den man erhält, wenn man an einem Bewertungstag 
das Nettovermögen des jeweiligen Teilfonds (das sich berechnet, indem man von den diesem 
Teilfonds zuzurechnenden Vermögenswerten die diesem Teilfonds zuzurechnenden 
Verbindlichkeiten abzieht) durch die Anzahl der für diesen Teilfonds ausgegebenen Anteile 
dividiert, wobei gegebenenfalls die Aufteilung der Nettovermögenswerte dieses Teilfonds auf die 
verschiedenen Anteilsklassen zu berücksichtigen ist. Der so ermittelte Nettoinventarwert je Anteil 
kann je nach Entscheidung des Verwaltungsrates auf die nächste ganze Einheit der betreffenden 
Währung auf- oder abgerundet werden. 

Die Bewertung des Nettoinventarwerts der verschiedenen Anteilsklassen erfolgt wie folgt: 
A. Die Vermögenswerte der SICAV umfassen insbesondere: 
a) Alle flüssigen Mittel und Festgelder, einschließlich der aufgelaufenen Zinsen; 
b) alle bei Sicht zahlbaren Schuldscheine und Wechsel sowie Buchforderungen (einschließlich 

noch nicht vereinnahmter Erlöse aus dem Verkauf von Wertpapieren); 
c) alle Wertpapiere, Anteile, Aktien, Schuldverschreibungen, Options- oder Bezugsrechte 

sowie sonstige Anlagen und Wertpapiere im Eigentum der SICAV; 
d) alle Dividenden- und Ausschüttungsforderungen der SICAV (wobei die SICAV 

Berichtigungen vornehmen kann, um Schwankungen des Marktwertes der Wertpapiere, die durch 
den Handel ex-Dividende oder ex-Bezugsrechte oder durch ähnliche Preisstellungen verursacht 
werden, zu berücksichtigen); 

e) alle aufgelaufenen Zinsen auf Wertpapiere, die sich im Besitz der SICAV befinden, soweit 
diese Zinsen nicht im Kapitalbetrag dieser Wertpapiere enthalten sind; 

f) die Gründungskosten der SICAV, soweit sie noch nicht abgeschrieben sind; 
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g) alle sonstigen Vermögenswerte jeglicher Art, einschließlich im Voraus geleisteter 
Aufwendungen. 

Der Wert dieser Vermögenswerte wird wie folgt ermittelt: 
a) Anteile an Organismen für gemeinsame Anlagen werden auf der Grundlage ihres zuletzt 

verfügbaren Nettoinventarwertes bewertet; es sei denn, der letzte veröffentlichte Nettoinventarwert 
liegt mehr als 10 Werktage im Vergleich zum letzten Bewertungstag der SICAV zurück. In einem 
solchen Fall schätzt die SICAV den Nettoinventarwert in umsichtiger Weise nach dem Grundsatz 
von Treu und Glauben und gemäß den allgemein anerkannten Verfahrensweisen. 

b) Flüssige Mittel und Festgelder, bei Sicht zahlbare Schuldscheine und Wechsel sowie 
sonstige Forderungen, transitorische Aktiva, zu erwartende Zinsen und Dividenden sowie Zinsen 
und Dividenden, die fällig, aber noch nicht ausbezahlt sind, werden zu ihrem Nennwert bewertet, 
sofern dessen Realisierung nicht als unwahrscheinlich gilt. Sollte dies der Fall sein, so wird der 
Wert dieser Vermögenspositionen nach dem Wert bemessen, der nach Auffassung der SICAV den 
tatsächlichen Wert dieser Vermögensgegenstände angemessen widerspiegelt. 

c) Die Bewertung aller zur amtlichen Notierung oder an einem anderen anerkannten, für das 
Publikum offenen und ordnungsgemäß funktionierenden geregelten Markt zugelassenen 
Wertpapiere erfolgt auf der Grundlage des letzten am Bewertungstag in Luxemburg bekannten 
Kurses, und wenn das betreffende Wertpapier an mehreren Märkten gehandelt wird, auf der 
Grundlage des letzten bekannten Kurses des Hauptmarktes dieses Wertpapiers; wenn der letzte 
bekannte Kurs nicht repräsentativ ist, erfolgt die Bewertung auf der Grundlage des 
wahrscheinlichen Veräußerungswerts, den der Verwaltungsrat in umsichtiger Weise nach dem 
Grundsatz von Treu und Glauben schätzt. 

d) Wertpapiere, die nicht an einer Börse oder an einem anderen anerkannten, für das 
Publikum offenen und ordnungsgemäß funktionierenden geregelten Markt notiert sind bzw. 
gehandelt werden, werden zu ihrem wahrscheinlichen Veräußerungswert bewertet, der in 
umsichtiger Weise nach dem Grundsatz von Treu und Glauben festzulegen ist. 

e) Flüssige Mittel und Geldmarktinstrumente werden zu ihrem Nennwert bewertet, zuzüglich 
aufgelaufener Zinsen, oder zu den fortgeführten Anschaffungskosten. 

f) Alle anderen Vermögenswerte werden vom Verwaltungsrat auf der Grundlage ihres 
wahrscheinlichen Veräußerungswertes bewertet. Dieser ist nach dem Grundsatz von Treu und 
Glauben und gemäß den allgemein anerkannten Bewertungsmethoden festzulegen. 

Die nicht in der Währung des Teilfonds ausgedrückten Vermögenswerte werden zu dem am 
betreffenden Bewertungstag in Luxemburg geltenden Wechselkurs in diese Währung 
umgerechnet. 

B. Die Verbindlichkeiten der SICAV umfassen insbesondere: 
(a) Alle Darlehen, fälligen Wechsel und Buchverbindlichkeiten; 
(b) alle fälligen oder geschuldeten Verwaltungskosten (unter anderem einschließlich der 

Vergütung der Fondsmanager, der Depotbanken sowie der Bevollmächtigten und Vertreter der 
SICAV); 

(c) alle bekannten, fälligen oder nicht fälligen Verpflichtungen, einschließlich aller fällig 
gewordenen vertraglichen Verpflichtungen, die die Zahlung von Geld- oder Sachwerten zum 
Gegenstand haben, sofern der Bewertungstag mit dem Tag zusammenfällt, an dem die 
bezugsberechtigte Person bestimmt wird; 

(d) eine angemessene Rücklage für künftige Kapital- und Ertragsteuern, die bis zum 
Bewertungstag aufgelaufen ist und regelmäßig von der SICAV ermittelt wird, sowie gegebenenfalls 
andere zulässige oder vom Verwaltungsrat genehmigte Rücklagen; 

(e) jegliche sonstige Verbindlichkeit der SICAV gleich welcher Art, mit Ausnahme der durch die 
Anteile der SICAV repräsentierten Verbindlichkeiten. Bei der Bewertung der Höhe dieser sonstigen 
Verbindlichkeiten berücksichtigt die SICAV alle ihre Betriebskosten (einschließlich der Bezüge und 
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der Reise- oder sonstigen Kosten der Verwaltungsratsmitglieder, der Gebühren an die Depotbank 
und ihre Korrespondenzbanken, der Gebühren und Kosten, die an die Verwaltungsgesellschaft 
und die von ihr beauftragten Stellen, die Zahlstellen, die ständigen Repräsentanten in den 
Vertriebsländern, an sämtliche anderen Beauftragten oder von der SICAV bestellten Vertreter 
sowie an die unabhängigen Sachverständigen zu entrichten sind, sowie der Kosten für die 
Rechtsberatung und die Wirtschaftsprüfung), sowie die Kosten für den Druck und den Vertrieb der 
Jahres- und Halbjahresberichte, Maklergebühren, sämtliche von der SICAV zu zahlende 
Unternehmenssteuern, -abgaben und -gebühren, die Kosten für die Eintragung der SICAV sowie 
deren Aufrechterhaltung bei den staatlichen Behörden und den Börsen sowie sämtliche Kosten für 
Porto, Telefon und Telex. Die SICAV kann Verwaltungs- und sonstige Kosten regelmäßiger oder 
wiederkehrender Art durch eine Schätzung auf das ganze Jahr oder einen anderen Zeitraum 
berechnen und den so ermittelten Betrag anteilig auf die entsprechenden Zeiträume verteilen. 

C. Das Nettovermögen der SICAV stellt die Vermögenswerte der SICAV (wie vorstehend 
definiert), abzüglich ihrer Verbindlichkeiten (wie vorstehend definiert) an dem Bewertungstag dar, 
an dem der Nettoinventarwert der Anteile berechnet wird. Das Kapital der SICAV entspricht 
jederzeit ihrem Nettovermögen. Das Nettovermögen der SICAV entspricht der Gesamtheit der 
Nettovermögensgegenstände aller Teilfonds. Die Konsolidierungswährung ist der EUR. 

D. Verteilung der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten:  
Die Verwaltungsratsmitglieder erstellen für jeden Teilfonds wie folgt eine gemeinsame 

Vermögensmasse: 
a) Wenn sich zwei oder mehrere Anteilsklassen auf einen bestimmten Teilfonds beziehen, 

werden deren Vermögenswerte gemeinsam nach der spezifischen Anlagepolitik des betreffenden 
Teilfonds investiert. Innerhalb eines Teilfonds kann der Verwaltungsrat jeweils neue Anteilsklassen 
auflegen, die: 

(i) eine bestimmte Ausschüttungspolitik verfolgen und mit einem Recht auf Ausschüttungen 
(»Ausschüttungsanteile«) oder ohne Recht auf Ausschüttung (»Thesaurierungsanteile«) 
verbunden sind, und/oder  

(ii) eine bestimmte Gebührenstruktur bei der Ausgabe oder Rücknahme aufweisen, und/oder  
(iii) eine bestimmte Gebührenstruktur bei der Verwaltung oder Anlageberatung aufweisen, 

und/oder  
(iv) eine bestimmte Gebührenstruktur bei der Ausschüttung, dem Service für die Anteilinhaber 

oder anderweitig aufweisen, und/oder  
(v) verschiedene Absicherungstechniken zum Schutz der Vermögenswerte und Erträge eines 

Teilfonds, die auf eine andere Währung als die Referenzwährung des Teilfonds lauten, vor den 
langfristigen Schwankungen dieser Währung gegenüber der Referenzwährung des Teilfonds 
einsetzen; und/oder 

(vi) sonstige besondere Merkmale aufweisen. 
b) Der Erlös aus der Ausgabe der Anteile jedes Teilfonds wird in den Büchern der SICAV der für 

diese Anteilsklasse oder diesen Teilfonds erstellten Vermögensmasse zugeteilt, wobei sich, falls 
für einen Teilfonds mehrere Anteilsklassen aufgelegt werden, der entsprechende Betrag um den 
Anteil am Nettovermögen dieses Teilfonds erhöht, der der neu aufgelegten Anteilsklasse 
zuzuschreiben ist. 

c) Die diesen Teilfonds betreffenden Vermögenswerte, Verbindlichkeiten, Aufwendungen und 
Erträge werden der/den entsprechenden Anteilsklasse(n) dieses Teilfonds gemäß den 
Bestimmungen dieses Artikels zugerechnet. 

d) Vermögenswerte, die von anderen Vermögenswerten abgeleitet sind, werden in den Büchern 
der SICAV der gleichen Vermögensmasse zugeordnet wie die Vermögenswerte, von welchen sie 
sich ableiten. Steigt oder sinkt der Wert eines Vermögensgegenstandes, so ist die entsprechende 
Wertsteigerung bzw. -minderung der Vermögensmasse desjenigen Teilfonds zuzurechnen, dem 
der entsprechende Vermögenswert zugeordnet ist. 
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e) Alle Verbindlichkeiten der SICAV, die einem bestimmten Teilfonds zugerechnet werden 
können, werden auf die Vermögensmasse dieses Teilfonds angerechnet. 

f) Die Vermögenswerte, Verbindlichkeiten, Ausgaben und Kosten, die keinem bestimmten 
Teilfonds zugeordnet werden können, werden zu gleichen Teilen oder, falls die entsprechenden 
Beträge dies rechtfertigen, im Verhältnis zu ihrem jeweiligen Nettovermögen auf die 
verschiedenen Teilfonds angerechnet. 

g) Nach Ausschüttungen an die Anteilinhaber einer Anteilsklasse wird der Nettoinventarwert 
dieser Anteilsklasse um den Ausschüttungsbetrag vermindert. 

Die SICAV stellt eine einzige rechtliche Einheit dar. Sofern in den maßgeblichen 
Verkaufsdokumenten nichts anderes festgelegt ist, haftet das Vermögen eines bestimmten 
Teilfonds jedoch nur für die Schulden, Verbindlichkeiten und Verpflichtungen, die diesen Teilfonds 
betreffen; im Verhältnis der Anteilinhaber untereinander wird jeder Teilfonds als gesonderte 
Rechtspersönlichkeit behandelt. 

E. Für die Zwecke dieses Artikels gilt Folgendes: 
a) Anteile der SICAV, deren Rücknahme bearbeitet wird, gelten gemäß dem oben niedergelegten 

Artikel acht bis zum Ende des Bewertungstages, wie im genannten Artikel festgelegt, als 
ausgegebene und bestehende Anteile; von diesem Zeitpunkt an und bis zur Zahlung des 
Rücknahmepreises werden sie als Verbindlichkeit der SICAV behandelt. 

b) Von der SICAV aufgrund eingegangener Zeichnungsanträge auszugebende Anteile werden ab 
Ablauf des Bewertungstags (wie in vorstehend genanntem Artikel definiert) als ausgegebene 
Anteile betrachtet, und der Ausgabepreis wird bis Eingang der Zahlung bei der SICAV als 
Forderung der SICAV betrachtet. 

c) Alle Anlagen, Barguthaben und sonstigen Vermögenswerte der SICAV werden unter 
Berücksichtigung der am Tag der Ermittlung des Nettoinventarwerts der Anteile geltenden 
Marktpreise und Wechselkurse bewertet. 

d) Soweit möglich, werden auch alle durch die SICAV am Bewertungstag getätigten Käufe und 
Verkäufe von Wertpapieren berücksichtigt. 

e) Nach einer Dividendenzahlung an die Anteilinhaber eines Teilfonds wird der Wert des 
Nettovermögens dieses Teilfonds um den Betrag dieser Dividenden verringert. 

F. Der Wert der ausschüttenden Anteile eines Teilfonds wird ermittelt, indem man am 
Bewertungstag das Nettovermögen dieses Teilfonds (welches sich aus den Vermögenswerten 
abzüglich der Verbindlichkeiten dieses Teilfonds zusammensetzt) durch die Zahl der umlaufenden 
ausschüttenden Anteile, erhöht um die Zahl der umlaufenden thesaurierenden Anteile und 
multipliziert mit der jeweiligen Parität, teilt. Der Wert der Thesaurierungsanteile entspricht dem mit 
dieser Parität multiplizierten Wert der Ausschüttungsanteile.  

Der Wert eines Ausschüttungsanteils und der eines Thesaurierungsanteils werden zu gegebener 
Zeit durch den prozentualen Anteil, den jede Anteilsklasse am anfänglichen Gesellschaftskapital 
repräsentiert, festgesetzt. Während der Laufzeit der SICAV schwankt der relative Anteil jeder 
Klasse am Gesellschaftskapital entsprechend der Parität und der Zeichnungen und Rückkäufe 
jeder Anteilsklasse wie folgt: 

 Bei der Auflegung hat die Parität den Wert von 1. Bei jeder Dividendenausschüttung wird 
die Parität neu berechnet, indem der Wert des ausschüttenden Anteils cum Dividende durch den 
Wert des ausschüttenden Anteils ex Dividende geteilt und mit der jeweiligen Parität multipliziert 
wird. Mit jeder Dividendenausschüttung steigt demnach der proportionale Anteil der 
thesaurierenden Anteile am Gesellschaftskapital gegenüber jenem der ausschüttenden Anteile. 

 Andererseits beeinflussen die Zeichnungen und Rückkäufe einer Klasse den relativen 
Anteil dieser Klasse, da sie sich in derselben Weise auf das Gesellschaftskapital auswirken. 

Art. 13.- Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwerts sowie der Ausgabe, 
Umschichtung und Rücknahme von Anteilen. Unbeschadet der gesetzlich vorgesehenen 
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Situationen für eine Aussetzung ist der Verwaltungsrat befugt, in den folgenden Fällen die 
Berechnung des Nettoinventarwerts eines oder mehrerer Teilfonds sowie die Ausgabe, die 
Rücknahme und die Umschichtung von Anteilen vorübergehend auszusetzen:  

a) In jeder Phase, in der einer der wichtigsten Märkte oder eine der wichtigsten Börsen, an 
denen ein wesentlicher Teil der Anlagen eines Teilfonds notiert sind, aus einem anderen Grund als 
dem eines üblichen Feiertages geschlossen ist, oder in Zeiten, in denen der Handel dort 
beträchtlich eingeschränkt oder vorübergehend ausgesetzt ist; 

b) in jeder Phase, in der die politische, wirtschaftliche, militärische, geldpolitische oder 
gesellschaftliche Lage oder ein anderes Ereignis höherer Gewalt, das nicht der Verantwortung 
oder den Befugnissen der SICAV unterliegt, die normale und vernünftige Verfügung über die 
Vermögenswerte ohne ernsthafte Schädigung der Interessen der Anteilinhaber unmöglich macht; 

c) in jeder Phase, in der die Kommunikationsmittel versagen, die normalerweise zur 
Ermittlung der Kurse von Anlagen der SICAV oder zur Ermittlung der aktuellen Börsenkurse an 
irgendeinem Markt oder irgendeiner Börse verwendet werden; 

d) wenn Devisen- oder Kapitalverkehrsbeschränkungen die Durchführung von Geschäften für 
Rechnung der SICAV verhindern oder wenn die Käufe oder Verkäufe von Vermögenswerten der 
SICAV nicht zu normalen Wechselkursen ausgeführt werden können oder wenn die ausstehenden 
Zahlungen für die Rücknahme oder die Umschichtung von Anteilen der SICAV nach dem 
Ermessen des Verwaltungsrats nicht zu normalen Wechselkursen vorgenommen werden können; 

e) im Falle der Zusammenlegung, Einstellung bzw. Schließung oder Aufspaltung eines oder 
mehrerer Teilfonds oder einer oder mehrerer Anteilsklassen bzw. -kategorien, wie in Artikel 
siebenundzwanzig beschrieben, sofern eine solche Aussetzung im Hinblick auf den Schutz der 
Anteilinhaber der betreffenden Teilfonds, Anteilsklassen bzw. -kategorien gerechtfertigt ist; 

f) wenn ein Master-OGAW auf eigene Initiative oder auf Ersuchen der zuständigen Behörden 
die Rücknahme, Auszahlung oder Zeichnung seiner Anteile zeitweilig aussetzt, so ist ein Teilfonds 
der SICAV, der Feeder-Fonds dieses Master-OGAW ist, dazu berechtigt, die Rücknahme, 
Auszahlung oder Zeichnung seiner Anteile während des gleichen Zeitraums wie der Master-
OGAW auszusetzen. 

g) ab Einberufung einer Versammlung, in deren Verlauf die Auflösung der SICAV vorgeschlagen 
wird.  

Die Zeichner und Anteilinhaber, die Anteile zum Rückkauf anbieten, werden über die Aussetzung 
der Berechnung des Nettoinventarwerts benachrichtigt.  

Die in der Schwebe befindlichen Zeichnungen und Rücknahmeanträge können durch schriftliche 
Mitteilung zurückgezogen werden, sofern diese bei der SICAV vor der Aufhebung der Aussetzung 
eingeht. 

In der Schwebe befindliche Zeichnungen und Rücknahmen werden am ersten Bewertungstag 
nach Beendigung der Aussetzung bearbeitet. 

Abschnitt III. – Verwaltung und Aufsicht der Gesellschaft 
Art. 14.- Mitglieder des Verwaltungsrats. Die SICAV wird von einem Verwaltungsrat verwaltet, 

der aus mindestens drei Mitgliedern besteht, die Anteilinhaber der SICAV sein können aber nicht 
brauchen. 

Die Amtsdauer eines Verwaltungsratsmitglieds beträgt längstens sechs Jahre. Die 
Verwaltungsratsmitglieder werden von der Hauptversammlung der Anteilinhaber bestellt, die auch 
deren Anzahl und Vergütung sowie die Amtsdauer festlegt. Sie können wieder gewählt werden. 

Jedes Verwaltungsratsmitglied kann jederzeit mit oder ohne Angabe von Gründen auf Beschluss 
der Hauptversammlung der Anteilinhaber abberufen oder ersetzt werden.  

Sollte ein Platz im Verwaltungsrat vakant werden, können die von der Hauptversammlung 
ernannten verbleibenden Verwaltungsratsmitglieder mit Stimmenmehrheit ein 
Verwaltungsratsmitglied wählen, das vorübergehend die Aufgaben der vakant gewordenen 
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Position übernimmt, bis die nächste Hauptversammlung der Anteilinhaber diese Ernennung 
bestätigt.  

Art. 15.- Vorsitz und Zusammenkunft des Verwaltungsrats. Der Verwaltungsrat wählt aus den 
Reihen seiner Mitglieder einen Vorsitzenden und kann aus seinen eigenen Reihen einen oder 
mehrere stellvertretende Vorsitzende wählen.  

Er kann ferner einen Schriftführer bestellen, der kein Verwaltungsratsmitglied zu sein braucht und 
der für die Erstellung der Protokolle der Verwaltungsratssitzungen und der Versammlungen der 
Anteilinhaber zuständig ist. Der Verwaltungsrat tritt auf Einberufung durch den Vorsitzenden oder 
zweier Verwaltungsratsmitglieder oder durch jede andere für diesen Zweck vom Verwaltungsrat 
beauftragte Person an dem Ort und zu der Zeit zusammen, die in der Einberufung genannt 
werden.  

Der Vorsitzende des Verwaltungsrats hält auf allen Verwaltungsratssitzungen den Vorsitz inne. 
Im Falle seiner Abwesenheit kann der Verwaltungsrat mit der Mehrheit der anwesenden Stimmen 
ein anderes Verwaltungsratsmitglied als Vorsitzenden ernennen. Der Verwaltungsrat kann 
gegebenenfalls die leitenden Angestellten und Bevollmächtigten der SICAV benennen, unter 
anderem einen (oder mehrere) Geschäftsführer, einen Sekretär, gegebenenfalls stellvertretende 
Geschäftsführer und Sekretäre sowie andere leitende Angestellte und Bevollmächtigte, die der 
Verwaltungsrat für die Führung der Geschäfte der SICAV für erforderlich hält. Solche 
Ernennungen können jederzeit vom Verwaltungsrat widerrufen werden. Die leitenden Angestellten 
und Bevollmächtigten brauchen nicht Mitglieder des Verwaltungsrats oder Anteilinhaber der 
SICAV zu sein. Sofern die Satzung nichts anderes bestimmt, haben die leitenden Angestellten und 
Bevollmächtigten die ihnen vom Verwaltungsrat zugeteilten Befugnisse und Aufgaben.  

Alle Verwaltungsratsmitglieder sind schriftlich zu den Sitzungen des Verwaltungsrats einzuladen, 
und zwar spätestens 24 Stunden vor dem vorgesehenen Sitzungstermin; dies gilt nicht in Notfällen 
– in diesen Fällen ist die Art und der Grund des Notfalls in der Einberufung anzugeben. Eine 
Einberufung ist nicht erforderlich, wenn alle Verwaltungsratsmitglieder schriftlich, per Telegramm, 
Telex, Telefax oder ein entsprechendes anderes Kommunikationsmittel zugestimmt haben. Eine 
Einberufung ist nicht erforderlich bei einer Sitzung des Verwaltungsrats, deren Ort und Uhrzeit in 
einem zuvor vom Verwaltungsrat gefassten Beschluss festgelegt wurden.  

Verwaltungsratsmitglieder können sich bei Verwaltungsratssitzungen vertreten lassen, indem sie 
schriftlich oder per Telegramm, Telex, Telefax oder über ein entsprechendes anderes 
Kommunikationsmittel, dem ein Schriftstück zugrunde liegt, ein anderes Verwaltungsratsmitglied 
zu ihrem Bevollmächtigten bestimmen. Ein Verwaltungsratsmitglied kann einen oder mehrere 
seiner Kollegen vertreten. 

Die Verwaltungsratsmitglieder können nur im Rahmen von ordnungsgemäß einberufenen 
Sitzungen des Verwaltungsrats handeln. Die Verwaltungsratsmitglieder können die SICAV nicht 
durch Einzelunterschrift verpflichten, es sei denn, sie sind hierzu ausdrücklich durch einen 
Beschluss des Verwaltungsrats ermächtigt. 

Der Verwaltungsrat kann nur dann rechtsverbindlich beraten und handeln, wenn mindestens die 
Hälfte seiner Mitglieder bei der Sitzung anwesend oder vertreten ist. Die Beschlüsse des 
Verwaltungsrats werden mit Stimmenmehrheit seiner anwesenden oder vertretenen Mitglieder 
gefasst. Falls auf einer Verwaltungsratssitzung Stimmengleichheit für oder gegen einen Beschluss 
besteht, ist die Stimme desjenigen ausschlaggebend, der den Vorsitz der Versammlung führt. 

Verwaltungsratsmitglieder können an einer Verwaltungsratssitzung auch mittels 
Telefonkonferenz oder andere ähnliche Kommunikationsmittel teilnehmen, vorausgesetzt, alle 
Teilnehmer können sich untereinander verständigen. Die Teilnahme an einer Versammlung über 
diese Kommunikationsmittel gilt als persönliche Teilnahme.  

Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann der Verwaltungsrat ebenso Beschlüsse im 
Umlaufverfahren (Umlaufbeschlüsse) fassen. Sofern das Gesetz keine besonderen 
Mehrheitserfordernisse vorsieht, sind solche Umlaufbeschlüsse wirksam gefasst, wenn sie 
handschriftlich oder in elektronischer Form durch elektronische Unterschrift, die den 
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Anforderungen des luxemburgischen Rechts entspricht, von der Mehrheit der Mitglieder des 
Verwaltungsrats unterschrieben sind, wobei die Unterschriften entweder auf ein einzelnes 
Dokument oder auf Abschriften davon angebracht werden können. Solche Beschlüsse sind 
ebenso gültig und wirksam wie Beschlüsse, die auf einer ordnungsgemäß einberufenen und 
abgehaltenen Verwaltungsratssitzung gefasst werden. 

Protokolle.  
Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden in Protokollen festgehalten, die vom Vorsitzenden 

und, sofern dieser abwesend ist, von demjenigen Verwaltungsrat unterzeichnet werden, der den 
Vorsitz auf der jeweiligen Versammlung führt. Kopien oder Auszüge der Protokolle, die vor Gericht 
oder anderweitig verwendet werden sollen, werden vom Vorsitzenden oder von zwei 
Verwaltungsratsmitgliedern oder einer anderen vom Verwaltungsrat für diesen Zweck beauftragten 
Person unterzeichnet. 

Art. 16.- Befugnisse des Verwaltungsrats. Der Verwaltungsrat ist weitestgehend befugt, die 
Geschäfte der Gesellschaft zu lenken und zu leiten und alle Verfügungs- und 
Verwaltungshandlungen im Rahmen des Zwecks der SICAV vorzunehmen. Der Verwaltungsrat 
hat alle Befugnisse, die nach dem Gesetz oder nach dieser Satzung nicht ausdrücklich der 
Hauptversammlung der Anteilinhaber vorbehalten sind. 

Art. 17.- Anlagepolitik.  
Der Verwaltungsrat hat in Anwendung des Grundsatzes der Risikostreuung die Befugnis, die 

allgemeine Ausrichtung der Geschäftsführung und die Anlagepolitik für jeden Teilfonds und die mit 
ihm verbundene Vermögensmasse sowie die bei der Verwaltung der SICAV zu verfolgenden 
Verhaltensregeln zu bestimmen. 

Das Vermögen der einzelnen Teilfonds wird in Wertpapieren und anderen Finanzanlagen 
angelegt, die nach dem Gesetz von 2010 zulässig sind. 

Insbesondere können die Teilfonds anlegen in: 
- Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die an einer amtlichen Wertpapierbörse eines 

europäischen Landes, das nicht Mitglied der EU ist, oder eines nord- oder südamerikanischen, 
asiatischen, ozeanischen oder afrikanischen Landes zugelassen sind oder an einem anderen 
ordnungsgemäß funktionierenden, anerkannten und der Öffentlichkeit zugänglichen geregelten 
Markt eines europäischen Landes, das nicht Mitglied der EU ist, oder eines nord- oder 
südamerikanischen, asiatischen, ozeanischen oder afrikanischen Landes gehandelt werden;  

- in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten aus Neuemissionen, sofern: 
o die Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthalten, dass die Zulassung zur amtlichen 

Notierung an einer Wertpapierbörse oder an einem anderen anerkannten, für das Publikum 
offenen und ordnungsgemäß funktionierenden geregelten Markt eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines anderen europäischen Staates, der nicht Mitgliedstaat der 
Europäischen Union ist, oder eines nord- oder südamerikanischen, asiatischen, ozeanischen oder 
afrikanischen Landes beantragt wird;  

o die Zulassung spätestens vor Ablauf eines Jahres nach der Emission erlangt wird; 
Ferner kann der Verwaltungsrat beschließen, dass ein oder mehrere Teilfonds nach dem 

Grundsatz der Risikostreuung bis zu 100 % seines/ihres Vermögens in Wertpapieren und 
Geldmarktinstrumenten verschiedener Emissionen anlegen können, die von einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, von einem OECD-Mitgliedstaat oder 
von internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder mehrere 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union angehören, begeben oder garantiert werden. Der bzw. die 
betreffenden Teilfonds müssen in diesem Fall Wertpapiere halten, die im Rahmen von mindestens 
sechs verschiedenen Emissionen begeben worden sind, wobei die Wertpapiere aus ein und 
derselben Emission 30 % des Gesamtnettovermögens nicht übersteigen dürfen. 
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Die SICAV kann im Rahmen der Bestimmungen des Gesetzes von 2010 und in 
Übereinstimmung mit den maßgeblichen Verkaufsdokumenten Wertpapiere zeichnen, erwerben 
und/oder halten, die von einem oder mehreren anderen Teilfonds der SICAV ausgegeben wurden.  

Unter Einhaltung der Bestimmungen nach dem Gesetz von 2010 und den maßgeblichen 
Verkaufsdokumenten können auf Beschluss des Verwaltungsrats ferner Master-/Feeder-Teilfonds 
eingerichtet werden, bestehende Teilfonds in Feeder-Teilfonds umgewandelt werden oder für 
einen Feeder-Teilfonds ein anderer Master-OGAW festgelegt werden. 

Art. 18.- Laufende Geschäftsführung.  
Der Verwaltungsrat kann seine Befugnisse in Bezug auf die laufende Geschäftsführung der 

SICAV (einschließlich des Rechts, als Unterschriftsbevollmächtigter der SICAV zu handeln) und in 
Bezug auf die Vertretung der SICAV im Rahmen der laufenden Geschäftsführung auf einen oder 
mehrere Generaldirektoren, einen Generalsekretär und/oder einen oder mehrere natürliche oder 
juristische Personen übertragen, die nicht Mitglieder des Verwaltungsrats sein brauchen. Diese 
Personen haben diejenigen Befugnisse, die ihnen der Verwaltungsrat überträgt. Vorbehaltlich der 
Zustimmung des Verwaltungsrats können diese Personen ihre Befugnisse auch weiter übertragen. 
Der Verwaltungsrat kann durch notarielle oder privatschriftliche Vollmacht auch andere 
Sondervollmachten erteilen. 

Art. 19.- Verwaltungsgesellschaften. Der Verwaltungsrat kann eine Verwaltungsgesellschaft 
ernennen, die von den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaates gemäß den Bestimmungen 
der Richtlinie 2009/65/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
zugelassen wurde, welche im Namen und für Rechnung der SICAV die Aufgaben der 
gemeinsamen Portfolioverwaltung erfüllt, wie sie das Gesetz von 2010 definiert. 

Der Verwaltungsrat hat Candriam Luxembourg mit der Erfüllung der Aufgaben der 
Verwaltungsgesellschaft der SICAV beauftragt. 

Der Verwaltungsrat der SICAV kann die ernannte Verwaltungsgesellschaft ihres Amtes 
entheben, wobei Letztere ihre Funktionen so lange weiter erfüllen wird, bis eine neue 
Verwaltungsgesellschaft ernannt wurde. Ein solcher Enthebungsbeschluss muss durch Beschluss 
einer außerordentlichen Hauptversammlung der Anteilinhaber der SICAV bestätigt werden. 

Art. 20.- Vertretung – Rechtshandlungen und Gerichtsverfahren – Verpflichtungen der 
Gesellschaft.  

Die SICAV wird durch die gemeinsame Unterschrift von zwei Verwaltungsratsmitgliedern 
gebunden, oder durch Einzelunterschrift eines ordnungsgemäß zu diesem Zwecke 
bevollmächtigten Verwaltungsratsmitglieds, Geschäftsführers oder Stellvertreters der SICAV, oder 
durch die Einzelunterschrift jeder anderen Person, die durch den Verwaltungsrat entsprechend 
ermächtigt wurde. 

Art. 21.- Interessenkonflikte. Von der SICAV mit anderen Kapital- oder Personengesellschaften 
abgeschlossene Verträge oder Transaktionen werden durch die Tatsache, dass ein oder mehrere 
Verwaltungsratsmitglieder, Geschäftsführer oder Bevollmächtigte der SICAV an einer solchen 
anderen Kapital- oder Personengesellschaft auf irgendeine Weise beteiligt ist oder dass er ein 
Verwaltungsratsmitglied, Gesellschafter, Geschäftsführer, Bevollmächtigter oder Dienstnehmer 
einer solchen anderen Kapital- oder Personengesellschaft ist, weder berührt noch ungültig 
gemacht. Verwaltungsratsmitgliedern, Geschäftsführern oder Bevollmächtigten der SICAV, die 
ebenfalls Verwaltungsratsmitglieder, Gesellschafter, Geschäftsführer, Bevollmächtigter oder 
Dienstnehmer einer solchen anderen Kapital- oder Personengesellschaft sind, mit der die SICAV 
Verträge abschließt oder mit der sie in sonstigen geschäftlichen Beziehungen steht, wird aus 
diesem Grund nicht das Recht zur Beratung, Abstimmung und Handlung in Angelegenheiten 
entzogen, die sich auf diesen Vertrag oder dieses Geschäft beziehen.  

Falls ein Verwaltungsratsmitglied, Geschäftsführer oder Bevollmächtigter der SICAV eine 
persönliche Beteiligung oder persönliche Interessen an irgendeiner geschäftlichen Aktivität der 
SICAV hat, so muss es bzw. er den Verwaltungsrat hierüber informieren und darf nicht an der 
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Beratung oder Abstimmung über diese Angelegenheit teilnehmen. Über diese Angelegenheit und 
die persönliche Beteiligung bzw. das persönliche Interesse dieses Verwaltungsratsmitglieds, 
Geschäftsführers oder Bevollmächtigten ist bei der nächsten Versammlung der Anteilinhaber zu 
berichten.  

Der Begriff »persönliches Interesse« findet so, wie er im vorstehenden Absatz verwendet wird, 
nicht Anwendung auf die Beziehungen oder Interessen, Positionen oder Transaktionen, die in 
irgendeiner Weise im Zusammenhang mit anderen Gesellschaften oder Körperschaften bestehen 
können, die jeweils vom Verwaltungsrat im eigenen Ermessen bestimmt werden. 

Art. 22.- Schadloshaltung von Verwaltungsratsmitgliedern oder Geschäftsführern. Die SICAV 
kann jedem Verwaltungsratsmitglied, Geschäftsführer oder Stellvertreter sowie deren Erben, 
Testamentsvollstreckern und Verwaltern in angemessenem Rahmen die Kosten erstatten, die 
diesen im Zusammenhang mit Klagen oder Prozessen entstehen, an denen sie in ihrer 
Eigenschaft als Verwaltungsratsmitglied, Geschäftsführer oder Stellvertreter der SICAV beteiligt 
sind, oder die ihnen entstehen, weil sie auf Wunsch der SICAV Verwaltungsratsmitglieder, 
Geschäftsführer oder Stellvertreter einer anderen Gesellschaft waren, an der die SICAV 
Anteilinhaberin oder Gläubigerin ist, und von der sie nicht entschädigt wurden. Hiervon 
ausgenommen sind Fälle, in welchen die beschriebene Person im Rahmen solcher Klagen oder 
Prozesse endgültig wegen grob fahrlässigem oder fehlerhaftem Verhalten verurteilt wird. Im Falle 
einer gütlichen Streitbeilegung soll Kostenerstattung nur dann geleistet werden, wenn der 
Rechtsberater der SICAV bestätigt, dass das betreffende Verwaltungsratsmitglied bzw. der 
betreffende Geschäftsführer oder Stellvertreter sich keiner Pflichtverletzung schuldig gemacht hat. 
Dieses Recht auf Schadloshaltung lässt andere Ansprüche eines Verwaltungsratsmitglieds, 
Geschäftsführers oder Bevollmächtigten unberührt. 

Art. 23.- Wirtschaftsprüfer. Die Geschäfte der SICAV und ihre Finanzlage, die insbesondere ihre 
Rechnungsführung umfasst, werden von einem oder mehreren zugelassenen Wirtschaftsprüfern 
überwacht, die hinsichtlich ihres Leumunds und ihrer beruflichen Erfahrung den Anforderungen 
des luxemburgischen Rechts gerecht werden müssen und die im Gesetz von 2010 
vorgeschriebenen Ausgaben ausüben. Diese Prüfer werden von der Hauptversammlung der 
Anteilinhaber bestellt. 

Abschnitt IV. – Hauptversammlungen 
Art. 24.- Hauptversammlungen der Anteilinhaber. Jede ordnungsgemäß gebildete 

Versammlung der Anteilinhaber der SICAV vertritt die Gesamtheit der Anteilinhaber der SICAV. 
Sie hat die weitestgehenden Befugnisse, alle Rechtshandlungen, die sich auf die Geschäfte der 
SICAV beziehen, anzuordnen, auszuführen oder zu bestätigen. Die dort getroffenen Beschlüsse 
gelten für alle Anteilinhaber der jeweiligen Anteilsklassen, auf die sie sich beziehen. 

Die Anteilinhaber treten auf Einberufung des Verwaltungsrats zusammen. Eine 
Bekanntmachung, in der die Tagesordnung enthalten ist, wird mindestens acht Tage vor der 
Versammlung an jeden Anteilinhaber an seine im Anteilinhaberregister eingetragene Anschrift 
zugestellt.  

Sofern Inhaberanteile ausgegeben wurden, werden Einberufungen außerdem im Luxemburger 
Amtsblatt »Mémorial, Recueil des Sociétés et Associations«, in einer luxemburgischen Zeitung 
sowie in anderen vom Verwaltungsrat zu bestimmenden Zeitungen veröffentlicht. 

Wenn die Anteilinhaber anwesend oder vertreten sind und erklären, dass sie sich als 
ordnungsgemäß einberufen betrachten und sie die Tagesordnung, die ihnen zum Beschluss 
unterbreitet wird, im Vorhinein gekannt haben, kann die Hauptversammlung ohne vorherige 
Einberufung abgehalten werden. 

Die Jahreshauptversammlung der Anteilinhaber findet nach Maßgabe des luxemburgischen 
Rechts jeweils am 18. April jedes Jahres um 13.00 Uhr (Ortszeit Luxemburg) am Sitz der SICAV 
oder an einem anderen Ort in Luxemburg, der im Einberufungsschreiben mitgeteilt wird, statt. Falls 
dieser Tag in Luxemburg auf einen gesetzlichen oder Bankfeiertag fällt, findet die 
Jahreshauptversammlung am ersten darauffolgenden Bankgeschäftstag statt. Die 
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Jahreshauptversammlung kann im Ausland abgehalten werden, wenn der Verwaltungsrat im 
eigenen Ermessen feststellt, dass außergewöhnliche Umstände dies erfordern. 

Weitere Versammlungen der Anteilinhaber können an dem jeweils im Einberufungsschreiben 
angegebenen Ort zur genannten Zeit abgehalten werden. 

Der Vorsitz aller Versammlungen wird vom Verwaltungsratsvorsitzenden geführt. Im Falle seiner 
Abwesenheit wird die Hauptversammlung mit der Stimmenmehrheit ein anderes 
Verwaltungsratsmitglied oder eine andere Person bestimmen, die den Vorsitz dieser Versammlung 
führt. Sofern diese Satzung nichts anderes vorsieht, sind bei der Abfassung der Einberufungen 
und der Durchführung der Versammlungen der Anteilinhaber der SICAV die Bestimmungen des 
Gesetzes in Bezug auf das Anwesenheitsquorum und die Fristen einzuhalten. 

Die Einberufungsschreiben zu den Hauptversammlungen der Anteilinhaber können vorsehen, 
dass die für eine Hauptversammlung geltenden Anwesenheits- und Mehrheitserfordernisse auf der 
Grundlage der Anzahl der Anteile bestimmt werden, die um 24.00 Uhr (Ortszeit Luxemburg) am 
fünften Tag vor der Hauptversammlung (nachfolgend »Stichtag«) ausgegeben und im Umlauf sind. 
Das Recht eines Anteilinhabers auf Teilnahme an einer Hauptversammlung und auf Ausübung des 
mit seinen Anteilen ausgestatteten Stimmrechts wird auf der Grundlage des Anteilsbesitzes dieses 
Anteilinhabers am Stichtag festgelegt. Der Verwaltungsrat kann für die Teilnahme der 
Anteilinhaber an den Versammlungen alle weiteren Bedingungen festlegen. 

Die Anteilinhaber eines Teilfonds können jederzeit Hauptversammlungen abhalten, um über 
Themen zu beschließen, die nur den jeweiligen Teilfonds betreffen. 

Desgleichen können die Anteilinhaber einer Anteilsklasse jederzeit Hauptversammlungen 
abhalten, um über Themen zu beschließen, die nur die jeweilige Anteilsklasse betreffen. 

Jeder Anteil berechtigt unabhängig von seinem Nettoinventarwert zu einer Stimme. Die 
Anteilinhaber können sich auf den Versammlungen der Anteilinhaber durch Ausstellen einer 
schriftlichen Vollmacht durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen, welcher kein Anteilinhaber 
zu sein braucht, aber ein Verwaltungsratsmitglied der SICAV sein kann.  

Sofern das Gesetz oder diese Satzung nichts anderes vorsehen, werden die Beschlüsse einer 
ordentlich einberufenen Hauptversammlung der Anteilinhaber eines Teilfonds oder einer 
Anteilsklasse mit einfacher Mehrheit der abstimmenden anwesenden oder vertretenen 
Anteilinhaber gefasst. 

Protokolle.  
Die Protokolle der Hauptversammlungen werden von den Mitgliedern der Sitzungsleitung und 

den Anteilinhabern, die dies verlangen, unterzeichnet. 
Kopien oder Auszüge dieser Protokolle, die vor Gericht oder anderweitig verwendet werden 

sollen, werden vom Vorsitzenden, von zwei Verwaltungsratsmitgliedern oder von einer anderen für 
diesen Zweck vom Verwaltungsrat beauftragten Person wirksam unterzeichnet. 

Abschnitt V. – Geschäftsjahr – Ausschüttungen – Schließung, Zusammenlegung und 
Aufspaltung – Auflösung. 

Art. 25.- Geschäftsjahr. Das Geschäftsjahr der SICAV beginnt jeweils am ersten Januar eines 
Jahres und endet am letzten Tag des Monats Dezember desselben Jahres. 

Art. 26.- Ausschüttungen. Auf Vorschlag des Verwaltungsrats und innerhalb der gesetzlich 
vorgeschriebenen Beschränkungen wird die Hauptversammlung der Inhaber der Anteile der 
ausgegebenen Anteilsklasse(n) für einen Teilfonds die Verwendung der Ergebnisse dieser 
Anteilsklasse festlegen und dem Verwaltungsrat gegebenenfalls die Befugnis erteilen, in 
regelmäßigen Abständen Ausschüttungen festzusetzen.  

Der Verwaltungsrat kann für die Anteile unter Beachtung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Bedingungen auch die Auszahlung von Abschlagsdividenden beschließen.  

Der Verwaltungsrat legt fest, wann, wo und in welcher Währung die festgesetzten Dividenden 
ausbezahlt werden. 
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Die Zahlung der Dividenden an die Anteilinhaber erfolgt bei Namensanteilen an die im 
Anteilinhaberregister angegebene Anschrift und bei Inhaberanteilen gegen Vorlage des 
entsprechenden Dividendencoupons. 

Auf Beschluss des Verwaltungsrats können Dividenden unter Einhaltung der vom Verwaltungsrat 
festgelegten Bedingungen auch in Form neuer Anteile anstatt in bar ausgeschüttet werden. 

Ansprüche auf zugeteilte Dividenden, die der jeweilige Anspruchsberechtigte innerhalb der 
geltenden Verjährungsfrist nicht eingefordert hat, verfallen und fließen in den jeweiligen Teilfonds 
und die betreffende(n) Anteilsklasse(n) zurück. 

Zugeteilte und von der Gesellschaft zur Auszahlung bereitgehaltene Ausschüttungen werden 
nicht verzinst. 

Art. 27.- Schließung, Zusammenlegung und Aufspaltung von Teilfonds und Anteilsklassen 
oder Anteilskategorien.  

Schließung eines Teilfonds bzw. einer Anteilsklasse oder -kategorie. Der Verwaltungsrat 
kann, wenn er dies im Interesse der Anteilinhaber für angebracht hält, einen oder mehrere 
Teilfonds oder Anteilsklassen bzw. -kategorien auflösen, indem die Anteile in dem bzw. den 
betroffenen Teilfonds bzw. in der bzw. den Anteilsklassen bzw. -kategorien annulliert werden und 
den Anteilinhabern des/der betreffenden Teilfonds bzw. der betreffenden Anteilsklasse(n) oder 
Anteilskategorie(n) entweder das entsprechende Vermögen ausgezahlt wird oder ihnen der 
Wechsel in einen anderen Teilfonds der SICAV ermöglicht wird, indem sie neue Anteile in Höhe 
ihrer bisherigen Beteiligung erhalten.  

Ein solcher Auflösungsbeschluss kann insbesondere unter folgenden Umständen angebracht 
sein: 

- Wenn sich die wirtschaftliche und politische Lage in den Ländern, in denen Anlagen 
getätigt werden oder die Anteile des oder der betreffenden Teilfonds vertrieben werden ändert;  

- wenn das Nettovermögen eines Teilfonds, einer Anteilsklasse oder einer Anteilskategorie 
unter einen bestimmten Betrag fällt, den der Verwaltungsrat für erforderlich hält, um diesen 
Teilfonds bzw. diese Anteilsklasse weiter effizient verwalten zu können;  

- im Rahmen der Rationalisierung der den Anlegern angebotenen Produktpalette. 
Sofern dies gesetzlich vorgeschrieben ist, wird der Verwaltungsrat einen solchen Beschluss 

veröffentlichen. 
Vermögenswerte, die nach Abschluss der Liquidation des jeweiligen Teilfonds bzw. der 

jeweiligen Anteilsklasse oder -kategorie nicht an den jeweiligen Anspruchsberechtigten 
ausgeschüttet werden konnten, werden zugunsten ihres Anspruchsberechtigten in Luxemburg bei 
der Caisse de Consignation hinterlegt. 

Zusammenlegung von Teilfonds, Anteilsklassen oder Anteilskategorien.  
Unter den in den maßgeblichen Verkaufsdokumenten und im Gesetz von 2010 festgelegten 

Bedingungen kann der Verwaltungsrat unter den vorstehend dargelegten Umständen und sofern 
er dies im Interesse der Anteilinhaber für angebracht hält, den Beschluss fassen, eine oder 
mehrere Anteilsklassen oder Anteilskategorien oder einen oder mehrere Teilfonds 
zusammenzulegen oder mit einem anderen OGAW im Sinne der Richtlinie 2009/65/EG oder 
einem Teilfonds eines solchen OGAW zusammenzulegen. 

Sofern der Verwaltungsrat den Beschluss fasst, einen oder mehrere Teilfonds zu verschmelzen, 
haben die Anteilinhaber des oder der betreffenden Teilfonds nach den in den maßgeblichen 
Verkaufsdokumenten und im Gesetz von 2010 festgelegten Bedingungen weiterhin das Recht, 
ohne weitere Kosten als jene, die vom Teilfonds zur Deckung der Auflösungskosten einbehalten 
werden, die Rücknahme oder die Auszahlung ihrer Anteile oder, soweit möglich, deren 
Umschichtung in Anteile eines anderen OGAW mit ähnlicher Anlagepolitik zu verlangen, der von 
derselben Verwaltungsgesellschaft oder einer anderen Gesellschaft verwaltet wird, mit der die 
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Verwaltungsgesellschaft durch eine gemeinsame Verwaltung oder Kontrolle oder durch eine 
wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist. 

Unbeschadet der vorstehenden Bestimmungen und unabhängig davon, ob die Zusammenlegung 
vom Verwaltungsrat oder von der Hauptversammlung der Anteilinhaber beschlossen wurde, muss 
bei jeder Zusammenlegung, die die Auflösung der SICAV zur Folge hat, das Wirksamwerden einer 
solchen Zusammenlegung von der Hauptversammlung der Anteilinhaber beschlossen werden, 
welche ohne Anwesenheitserfordernisse mit einfacher Mehrheit der wirksam abgegebenen 
Stimmen beschließt.  

Aufspaltung von Teilfonds, Anteilsklassen oder Anteilskategorien.  
Unter den in den maßgeblichen Verkaufsdokumenten und im Gesetz von 2010 festgelegten 

Bedingungen kann der Verwaltungsrat unter den vorstehend dargelegten Umständen und sofern 
er dies im Interesse der Anteilinhaber eines Teilfonds, einer Anteilsklasse oder einer 
Anteilskategorie für angebracht hält, den Beschluss fassen, den betreffenden Teilfonds oder die 
betreffende Anteilsklasse bzw. -kategorie in einen oder mehrere Teilfonds bzw. in eine oder 
mehrere Anteilsklassen bzw. -kategorien aufzuspalten. 

Art. 28.- Auflösung der SICAV. Die SICAV kann jederzeit durch Beschluss der Hauptversammlung 
der Anteilinhaber aufgelöst werden, welche die in Artikel neunundzwanzig dieser Satzung 
festgelegten Anwesenheits- und Mehrheitserfordernisse erfüllen muss, um beschlussfähig zu sein. 

Im Falle der Auflösung der SICAV erfolgt die Liquidation durch einen oder mehrere Liquidatoren, 
die natürliche oder juristische Personen sein können und von der Hauptversammlung der 
Anteilinhaber ernannt werden, die auch deren Befugnisse und Honorare festlegt. 

Die Liquidation wird gemäß den Bestimmungen des Gesetzes von 2010 durchgeführt. 
Wenn das Kapital der SICAV unter zwei Drittel des gesetzlichen Mindestbetrags sinkt, muss der 

Verwaltungsrat der Hauptversammlung der Anteilinhaber die Auflösung der SICAV vorschlagen, 
wobei die Hauptversammlung ihren Beschluss ohne Anwesenheitsquorum und mit einfacher 
Mehrheit der auf der Versammlung anwesenden oder vertretenen Anteile fasst. 

Wenn das Kapital unter ein Viertel des gesetzlichen Mindestbetrags sinkt, kann die 
Hauptversammlung ebenfalls ohne Anwesenheitserfordernisse beschließen, jedoch muss ein 
entsprechender Beschluss durch die Anteilinhaber gefasst werden, die ein Viertel der auf der 
Hauptversammlung vertretenen Anteile halten. 

Die Einberufung zu solchen Versammlungen muss so erfolgen, dass die Hauptversammlung 
innerhalb von vierzig Tagen nach Feststellung der Unterschreitung der vorbeschriebenen 
Betragsgrenzen von zwei Dritteln bzw. einem Viertel des Mindestkapitals stattfindet. 

Die den einzelnen Teilfonds entsprechenden Nettoliquidationserlöse werden von den 
Liquidatoren an die Anteilinhaber des Teilfonds proportional zu den Ansprüchen der jeweiligen 
Anteilsklasse verteilt. 

Im Falle der freiwilligen oder veranlassten Liquidation der SICAV im Sinne des Gesetzes von 
2010 werden die Beträge und Vermögenswerte, die den Anteilen zuzuordnen sind, deren Inhaber 
bis zum Abschluss des Liquidationsverfahrens keine Ansprüche angemeldet haben, bei der 
Caisse des Consignations zugunsten der Berechtigten hinterlegt. 

Art. 29.- Änderung der Satzung. Diese Satzung kann von einer Hauptversammlung der 
Anteilinhaber geändert werden, die den vom luxemburgischen Recht geforderten Anwesenheits- 
und Abstimmungserfordernissen unterliegt. 

Jede Änderung, die die Rechte der Anteilinhaber eines Teilfonds oder einer Anteilsklasse im 
Verhältnis zu denen eines anderen Teilfonds oder einer anderen Anteilsklasse berührt, unterliegt 
außerdem denselben Quorums- und Mehrheitsanforderungen in diesem Teilfonds oder dieser 
Anteilsklasse, sofern die Anteilinhaber des betreffenden Teilfonds oder der betreffenden 
Anteilsklasse anwesend oder vertreten sind. 
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Art. 30.- Gesetzliche Bestimmungen. Alle nicht in dieser Satzung geregelten Angelegenheiten 
unterliegen den Bestimmungen des luxemburgischen Gesetzes vom 10. August 1915 über 
Handelsgesellschaften und dessen Abänderungsgesetzen sowie dem Gesetz von 2010. 

 
FÜR DIE KOORDINIERTE SATZUNG 
Henri HELLINCKX 
Notar in Luxemburg 
Luxemburg, den 6. Mai 2014. 


